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Suchprozess

m e n s c h e n

Angela Huber, 

Rechtsanwältin und 

Mediatorin, München

?  Frau Huber, Pflichten werden oft als 

Lasten empfunden. Ist das Betriebliche 

Eingliederungsmanagement eine Last für 

den Arbeitgeber?

!  Was sich zunächst wie eine Last anhört, 
weil der Staat die Unternehmen immer mehr 
in die Pflicht nimmt, nicht zuletzt um auch 
das Sozialsystem zu entlasten, ist bei genau-
erem Hinsehen eine große Chance für Arbeit-
geber.

?   Warum?

!   Vor allem der demographische Wandel 
und der damit einhergehende Wettbewerb 
um qualifizierte Fach- und Führungskräfte er-
fordern alle möglichen Maßnahmen, um er-
fahrene Leistungsträger dem Unternehmen 
zu erhalten. Darüber hinaus  können etwaige 
Opportunitätskosten wie die Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall, der vakante Arbeitsplatz, 
die Interimsbesetzung und der Rekrutie-
rungsaufwand gemindert werden.

?   Das klingt gut und richtig, vermindert 

aber nicht die Kosten für den Arbeitgeber.

!   Das ist so nicht richtig. Die Sozialleis-
tungsträger sind ja beim Betrieblichen Ein-
gliederungsmanagement durchaus zu finan-
zieller Unterstützung bereit, teilweise auch 
verpflichtet. Das reicht von der kostenlosen 
Beratungsdienstleistung bis zur Kostenüber-
nahme bei einer Umgestaltung des Arbeits-
platzes.

?   Was heißt das konkret?

!   Ein Beispiel: Bei einer kaufmännischen 
Angestellten, die nach einer Brustkrebsope-
ration wieder arbeiten wollte, wurde eine 
Rollschiene für ihren Unterarm angeschafft, 
damit sie ohne Schmerzen die PC-Maus füh-
ren konnte. Die Anschaffungskosten wurden 
vom Integrationsamt übernommen.
So konnte sie bereits viel früher an den Ar-

beitsplatz zurückkehren, die Kosten für eine 
Aushilfe wurden gespart und das Wissen der 
Arbeitnehmerin blieb dem Unternehmen er-
halten.

?   Das ist ein eher kleines Beispiel. 

!   Es sind aber genau diese kleinen Hilfen, 
die manchmal große Wirkung erzielen und 
den Arbeitsplatz für den betroffenen Mitar-
beiter erhalten. Ein Arbeitnehmer, der keine 
Überkopfarbeiten mehr durchführen konn-
te, bekam eine Hebebühne; eine Arbeitneh-
merin mit einem Bandscheibenvorfall einen 
höhenverstellbaren Schreibtisch. Die finanzi-
elle Unterstützung leistete hier der Rehaträ-
ger.

?   Das sind vor allem instrumentelle 

Hilfen. Manchmal sind die Probleme der 

Wiedereingliederung aber wesentlich 

komplexer. Kann das Betriebliche Einglie-

derungsmanagement auch dort helfen?

Das Betriebliche 
Eingliederungsmanagement 
ist ein Win-Win-Verhältnis.
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Anstellungsverhältnis fortführen. Diese Maß-
nahmen wurden im Übrigen bereits vor Ab-
lauf der sechs Wochen eingeleitet. Gerade 
im psychischen Bereich ist es wichtig, früh-
zeitig zu reagieren, da sich andernfalls die 
Probleme verschlimmern.

Wie diese Beispiele zeigen, gibt es viele 
Möglichkeiten und Unterstützungsleistun-
gen, um mit Hilfe des Betrieblichen Einglie-
derungsmanagements Arbeitsunfähigkeit zu 
überwinden, eine erneute zu verhindern und 
so den Arbeitsplatz zu erhalten. 

?   Es kommt dabei aber wohl sehr auf die 

Eigenaktivität des Arbeitgebers an.

!   Das ist richtig, aber nicht vollständig. Das 
Betriebliche Eingliederungsmanagement ist 
ein rechtlich regulierter „Suchprozess“. Es 
soll den Arbeitgeber, aber auch den Arbeit-
nehmer anleiten, proaktiv neue Wege zu be-
schreiten, um die Weiterbeschäftigung kran-
ker Mitarbeiter zu ermöglichen. 

Strategisch betrachtet ist es ein Win-Win-
Verhältnis, beide Parteien erfahren einen 
Mehrwert: Der Arbeitgeber kann wertvolle 
Mitarbeiter und damit systemimmanentes 
Wissen in seinem Unternehmen halten, der 
Mitarbeiter sichert sich seine Existenzgrund-
lage und seine Gesundheit. Ein nicht zu ver-
achtender Nebeneffekt für den Arbeitgeber 
ist in jedem Fall die positive Signalwirkung an 
die Belegschaft und die einhergehende Stär-
kung des employer branding.

?   Ihr Rat an Unternehmer? 

!   In jedem Fall aus der Pflicht ein Kür ma-
chen, indem sie das Betriebliche Eingliede-
rungsmanagement so bald und so professio-
nell wie möglich implementieren, um sowohl 
Kostenrisiken zu minimieren als auch die ent-
stehenden Chancen zu realisieren. 

Das Gespräch führte Joachim Gutmann

Die Sozialleistungsträger sind durchaus 

zu finanzieller Unterstützung bereit.

  !   Durchaus, wie das folgende Beispiel 
zeigt. Bei einem Mitarbeiter mit Burnout-
Syndrom wurde ein Profilvergleich durch-
geführt: Der Arbeitsplatz mit seinen Anfor-
derungen und der Arbeitnehmer mit seinen 
Fähigkeiten. So konnten Defizite und Res-
sourcen entdeckt und Änderungen an sei-
nem Arbeitsalltag vorgenommen werden. 
Der Mitarbeiter bekam anfangs ein Coaching 
und begann seine Arbeit im Rahmen einer 
stufenweisen Wiedereingliederung.

Durch die Modifikationen und das Coaching 
konnten Arbeitgeber und Arbeitnehmer das 
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Keine Kündigung

Spätestens seit März 2010 gehört das Be-

triebliche Eingliederungsmanagement (BEM) 

ganz nach oben auf die To-Do-Liste von Un-

ternehmen. Denn was früher unbekannte Kür 

war, ist heute unbedingte Pflicht für den Ar-

beitgeber. 

Grund: Das neue Grundsatzurteil des Bun-

desarbeitsgerichts vom 10.12.2009 (2 AZR 

400/08). Es besagt, dass eine krankheitsbe-

dingte Kündigung so lange ungerechtfertigt 

ist, wie der Arbeitgeber nicht alle anderen 

geeigneten milderen Mittel ausgeschöpft 

hat. Dazu zählt auch eine alternative Beschäf-

tigung, die mit Hilfe des BEM erkannt und 

entwickelt wurde. Der Arbeitgeber muss 

beweisen, dass es keine alternativen Einsatz-

möglichkeiten für den erkrankten Arbeitneh-

mer und keinen leidensgerechten Arbeitsplatz 

gibt. Hat er kein BEM durchgeführt, kann er 

diesen Beweis nicht antreten. 

Damit wird höchstrichterlich noch einmal in 

Stein gemeißelt, was eigentlich seit 2004 

gesetzliche Pflicht ist: Wenn ein Arbeitneh-

mer länger als sechs Wochen innerhalb des 

letzten Jahres wiederholt oder ununterbro-

chen arbeitsunfähig war, ist der Arbeitgeber 

verpflichtet zu klären, wie die Arbeitsunfähig-

keit überwunden, erneuter Arbeitsunfähigkeit 

vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten 

werden kann (§ 84 Abs. 2 SGB IX). Diese Vor-

schrift gilt für alle Beschäftigten und alle Un-

ternehmen unabhängig von ihrer Größe.

Je nach Einzelfall müssen sämtliche zur 

Verfügung stehenden Maßnahmen syste-

matisch abgerufen werden. Das beginnt bei 

technischen Maßnahmen (Anpassung des 

Arbeitsplatzes oder Anschaffung technischer 

Arbeitshilfen). Aber auch organisatorische 

Maßnahmen gehören dazu (Veränderung der 

Tätigkeiten, Umgestaltung des Arbeitsplatzes 

oder Umsetzung auf einen anderen, ande-

re Beschäftigung oder Arbeitszeitregelung). 

Auch individuelle Rehabilitationsmaßnahmen 

oder Qualifizierungen sind zu erwägen. ah
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